
 
 

 

 

 

Aktuelle Informationen 2/2022 

 

Themenübersicht 

 

Einkommensteuer 

▪ Dienstreisekosten steuerlich geltend machen 

▪ Pauschalen für beruflich veranlasste Umzugskosten erhöhen sich ab 1. April 2022 

▪ Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung von Kryptowährungen 

▪ Billigkeitsregelungen: Steuerliche Maßnahmen zur Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine 

Geschädigten 

 

Lohnsteuer 

▪ Erstattung von Parkgebühren an Arbeitnehmer als Arbeitslohn 

 

Arbeitsrecht 

▪ Verlängerte Sonderregeln zum Kurzarbeitergeld 

 

Erbschaft-/Schenkungsteuer 

▪ Abfindungszahlung im Scheidungsfall vereinbart – Keine Schenkungsteuer 

 

Sonstiges 

▪ Ermittlung des Gebäudesachwerts 

 

Termine Steuern/Sozialversicherung 

▪ Juli 2022 

 

 



 
 

 

Einkommensteuer 

 

Dienstreisekosten steuerlich geltend machen 
 

Arbeitnehmer können Reisekosten als Werbungs-
kosten steuerlich geltend machen. Voraussetzung 
ist, dass die Kosten nicht durch den Arbeitgeber 
erstattet wurden. Wenn die Ausgaben zu einem 
Teil übernommen wurden, können Arbeitnehmer 
die Differenz geltend machen. 

Eckdaten wie der Anlass, die Strecke und die Rei-
sedauer sollten schriftlich festgehalten werden, 
um die Reise gegenüber dem Finanzamt belegen 
zu können. Entsprechende Nachweise können 
Rechnungen, ein Fahrtenbuch oder Tankquittun-
gen sein. Zu den Reisekosten zählen Übernach-
tungs- und Fahrtkosten, aber auch Nebenkosten 
sowie Verpflegungsmehraufwendungen. Weitere 
Ausgaben etwa für Reisekleidung, Koffer oder den 
Verzehr aus der Minibar zählen nicht dazu. 

Arbeitgeber können nachgewiesene Fahrt-, Über-
nachtungs- und Reisenebenkosten aber auch 
lohnsteuerfrei ersetzen. Besonderheiten gelten für 
Fahrtkosten mit dem eigenen Pkw: Hier kann un-
ter Nachweis der Gesamtkosten oder über eine Ki-
lometerpauschale abgerechnet werden. 

 

Pauschalen für beruflich veranlasste Umzugskosten 

erhöhen sich ab 1. April 2022 
 

Bei beruflich veranlasstem Wohnungswechsel 
können Arbeitnehmer die Umzugskosten, z. B. für 
Spedition, Fahrtkosten, doppelte Mietzahlungen 
und Maklerkosten für die Mietwohnung, als Wer-
bungskosten geltend machen. Daher sollten 
sämtliche Belege aufbewahrt werden. Grundsätz-
lich erkennt das Finanzamt die Kosten bis zu der 
Höhe als Werbungskosten an, die nach dem Bun-
desumzugskostenrecht höchstens als Umzugs-
kostenvergütung gezahlt werden könnten.  

Werden höhere Beträge erklärt, kann es zu einer 
Prüfung durch das Finanzamt kommen. Kosten, 
die der Arbeitgeber bereits erstattet (hat), dürfen 
nicht mehr geltend gemacht werden. Aufwendun-
gen für neue Möbel können steuerlich nicht be-
rücksichtigt werden, da sie als Kosten der privaten 
Lebensführung nicht abziehbar sind. 

Über die tatsächlichen Umzugskosten hinaus kön-
nen Arbeitnehmer Pauschalen für sonstige Um-
zugskosten ansetzen. Diese Pauschalen erhöhen 
sich zum 01.04.2022: Für Arbeitnehmer beträgt die 
Pauschale dann 886 Euro (bis 30.03.2022: 870 

Euro), für jede weitere mit umziehende Person (z. 
B. Ehegatte/Lebenspartner, Kinder) 590 Euro (bis 
30.03.2022: 580 Euro). Da der Tag vor dem Einla-
den des Umzugsguts maßgeblich ist, sollte ein 
Umzug frühestens für den 02.04.2022 geplant 
werden, um von den höheren Pauschalen zu pro-
fitieren. Auch Arbeitnehmer ohne Jobwechsel 
können von den Regelungen profitieren, wenn 
sich durch einen Umzug der Arbeitsweg um mehr 
als eine Stunde täglich verkürzt. 

 

Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung 

von Kryptowährungen 
 

Gewinne, die aus 
der Veräußerung 
von Kryptowäh-
rungen erzielt 
werden, sind bei 
Vorliegen eines 
privaten Veräu-
ßerungsgeschäfts einkommensteuerpflichtig. So 
entschied das Finanzgericht Köln im nachfolgen-
den Fall. 

Der Kläger verfügte zu Beginn des Jahres 2017 
über zuvor erworbene Bitcoins. Diese tauschte er 
im Januar 2017 zunächst in Ethereum-Einheiten 
und die Ethereum-Einheiten im Juni 2017 in Mo-
nero-Einheiten. Ende des Jahres 2017 tauschte er 
seine Monero-Einheiten teilweise wieder in Bit-
coins und veräußerte diese noch im gleichen Jahr. 
Für die Abwicklung der Geschäfte hatte der Kläger 
über digitale Handelsplattformen entweder Kauf-
verträge mit Anbietern bestimmter Kryptowerte 
zu aktuellen Kursen oder Tauschverträge, bei de-
nen er eigene Kryptowerte als Gegenleistung ein-
gesetzt hat, geschlossen. Der Kläger erklärte den 
aus der Veräußerung erzielten Gewinn von rund 
3,4 Mio. Euro in seiner Einkommensteuererklärung 
2017 als Einkünfte aus privaten Veräußerungsge-
schäften. Das Finanzamt setzte die Einkommen-
steuer erklärungsgemäß fest. Der Kläger legte da-
raufhin Einspruch ein. Zur Begründung führte er 
im Wesentlichen aus, dass bei der Besteuerung 
von Veräußerungsgewinnen aus Kryptowährun-
gen ein strukturelles Vollzugsdefizit bestehe und 
ein Verstoß gegen den Bestimmtheitsgrundsatz 
vorliege. Daher dürften diese Gewinne nicht be-
steuert werden. Im Übrigen fehle es bei Kryp-
towährungen an der erforderlichen Veräußerung 
eines "Wirtschaftsguts". Das Finanz- 
gericht Köln wies die Klage ab. 

 



 
 

 

Billigkeitsregelungen: Steuerliche Maßnahmen zur 

Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine Ge-

schädigten 
 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat am 
17.03.2022 ein "Schreiben" zur Anerkennung ge-
samtgesellschaftlichen Engagements im Zusam-
menhang mit dem Krieg in der Ukraine erlassen. 
Die Regelungen gelten für Maßnahmen, die vom 
24.02.2022 bis zum 31.12.2022 durchgeführt wer-
den.  

Das BMF hat Billigkeitsregelungen zu folgenden 
Punkten erlassen: 

• Spendennachweis: statt einer Zuwendungsbe-
stätigung genügt der Zahlungsnachweis. 

• Spendenaktionen: Maßnahmen zur Unterstüt-
zung der vom Krieg in der Ukraine Geschädig-
ten sowie die vorübergehende Unterbringung 
von Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine, interes-
sant für gemeinnützige Vereine mit abwei-
chenden Satzungszwecken. Die entsprechen-
den Hilfeleistungen sind dem Zweckbetrieb i. S. 
d. § 65 AO zuzuordnen. 

• Steuerliche Behandlung von Zuwendungen 
aus dem Betriebsvermögen: Sponsoring-Auf-
wand als Betriebsausgabe abzugsfähig, wenn 
darauf öffentlichkeitswirksam hingewiesen 
wird. 

• Arbeitslohnspenden: Verzicht auf Aufsichts-
ratsvergütungen - der Verzicht auf Auszahlung 
von Teilen des Arbeitslohns oder der AR-Ver-
gütung bleibt unter bestimmten Vorausset-
zungen steuerfrei. 

• Umsatzsteuer: die Überlassungen von Sach-
mitteln, Räumen sowie von Personal ist steuer-
befreit. Der Vorsteuerabzug bei einhergehen-
den Nutzungsänderungen bleibt unter be-
stimmten Voraussetzungen bestehen. 

• Unentgeltliche Überlassung von Wohnraum: 
interessant für private Unternehmen mit Unter-
künften (Hotel-, Ferienzimmer), die Überlas-
sung ist unter bestimmten Voraussetzungen 
steuerbefreit. 

• Steuerbefreiung nach § 13 ErbStG auf etwaige 
Schenkungen.  

Die Aufzählung erläutert lediglich in Stichworten. 
Das Schreiben erläutert die genannten Punkte 
ausführlich. 

Das BMF hat zudem am 01.04.2022 zwei weitere 
Erlasse zur Unterbringung von Kriegsflüchtlingen 

aus der Ukraine veröffentlicht. 

1. Unterbringung von Kriegsflüchtlingen aus der  
Ukraine durch Vermietungsgenossenschaften 
und Vermietungsvereine im Sinne des § 5 Ab-
satz 1 Nummer 10 KStG 

2. Gleich lautende Erlasse der obersten Finanzbe-
hörden der Länder zu Billigkeitsmaßnahmen 
im Zusammenhang mit der Unterbringung von 
Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine bei der An-
wendung der erweiterten Kürzung nach § 9 
Nummer 1 Satz 2 ff. Gewerbesteuergesetz (Ge-
wStG) 

 

Lohnsteuer 

 

Erstattung von Parkgebühren an Arbeitnehmer als 

Arbeitslohn 
 

Die Erstattung von Parkgebühren an Arbeitneh-
mer führt bei diesen zu Arbeitslohn, wenn die Kos-
ten bereits mit der gesetzlichen Entfernungspau-
schale abgegolten sind.  

Auch wenn die Erstattung von Parkkosten bei feh-
lenden kostenlosen Parkmöglichkeiten ein pünkt-
liches Erscheinen der Beschäftigten am Arbeits-
platz und damit einen reibungslosen Betriebsab-
lauf begünstigen, erfolgt die Übernahme der Park-
kosten dennoch nicht im überwiegend eigenbe-
trieblichen Interesse des Arbeitgebers, sondern 
immer auch im Interesse der Arbeitnehmer, die 
diese Kosten anderenfalls zu tragen hätten. So 
entschied das Niedersächsische Finanzgericht. 

 

Arbeitsrecht 

 

Verlängerte Sonderregeln zum Kurzarbeitergeld 
 

Am 11.03.2022 billigte der Bundesrat einen ent-

sprechenden Bundestagsbeschluss. Das Gesetz 

erhöht die maximale Bezugsdauer des Kurzarbei-

tergelds auf 28 statt bisher 24 Monate. Bis zum 

30.06.2022 gilt der vereinfachte Zugang zur Kurz-

arbeit fort, ebenso die erhöhten Leistungssätze 

bei längerer Kurzarbeit der Beschäftigten und die 

Anrechnungsfreiheit für Einkommen aus geringfü-

giger Beschäftigung, die jemand während der 

Kurzarbeit aufnimmt. Sie waren eigentlich bis zum 

31.03.2022 befristet. 

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2022-03-17-Stl-Massnahmen-Unterstuetzung-Ukraine-Geschaedigte.pdf?__blob=publicationFile&v=4


 
 

 

Erbschaft-/Schenkungsteuer 

 

Abfindungszahlung im Scheidungsfall vereinbart – 

Keine Schenkungsteuer 
 

Wenn zukünftige Eheleute die Rechtsfolgen ihrer 

Eheschließung umfassend individuell regeln und 

sie für den Fall der Beendigung der Ehe Zahlungen 

eines Ehepartners in einer bestimmten Höhe vor-

sehen, die erst zum Zeitpunkt der Ehescheidung 

zu leisten sind ("Bedarfsabfindung"), liegt keine 

freigebige Zuwendung vor. So entschied der Bun-

desfinanzhof. 

In einer Zahlung, die für den Fall der Beendigung 

der Ehe in einer bestimmten Höhe zu zahlen sei, 

sei eine sog. Bedarfsabfindung zu sehen. Darunter 

fielen Zahlungen eines Ehepartners an den ande-

ren, die eine bestimmte Höhe vorsehen und erst 

zu einem bestimmten Zeitpunkt zu leisten seien. 

Hier liege keine pauschale Abfindung ohne Ge-

genleistung vor. Wenn ein Ehevertrag geschlossen 

werde, der alle Scheidungsfolgen regle, dürfe das 

Finanzamt die Einzelleistungen später nicht der 

Schenkungsbesteuerung unterwerfen. Werde die 

Ehe durch Scheidung beendet, erfolge die Zah-

lung des vorab vereinbarten Betrages in Erfüllung 

dieser Vereinbarung. 

 

Sonstiges 

 

Ermittlung des Gebäudesachwerts 
 

Bei der Ermittlung des Gebäudesachwerts ist von 

den Regelherstellungskosten des Gebäudes aus-

zugehen. Regelherstellungskosten sind die ge-

wöhnlichen Herstellungskosten je Flächeneinheit. 

Durch Multiplikation der jeweiligen an den Bewer-

tungsstichtag angepassten Regelherstellungskos-

ten mit der Brutto-Grundfläche des Gebäudes 

ergibt sich der Gebäuderegelherstellungswert. Die 

Regelherstellungskosten sind in der Anlage 24 des 

Bewertungsgesetzes (Ermittlung des Gebäudere-

gelherstellungswerts) enthalten.  

Die Anpassung der Regelherstellungskosten er-

folgt anhand der vom Statistischen Bundesamt 

veröffentlichten Baupreisindizes. Dabei ist auf die 

Preisindizes für die Bauwirtschaft abzustellen, die 

das Statistische Bundesamt für den Neubau in 

konventioneller Bauart von Wohn- und Nicht-

wohngebäuden jeweils als Jahresdurchschnitt er-

mittelt. Diese Preisindizes sind für alle Bewer-

tungsstichtage des folgenden Kalenderjahres an-

zuwenden. 

Mit Schreiben vom 11.02.2022 hat das Bundesfi-

nanzministerium die Baupreisindizes zur Anpas-

sung der Regelherstellungskosten für die Bewer-

tungsstichtage im Kalenderjahr 2022 bekanntge-

geben. 

 Für Gebäudearten gemäß 1.01. bis 5.1. der An-

lage 24, Teil II., BewG beträgt der Baupreisin-

dex: 141,0 

 Für Gebäudearten gemäß 5.2. bis 18.2. der An-

lage 24, Teil II., BewG beträgt der Baupreisin-

dex: 142,0 

 

 



 
 

 

 
Termine Steuern/Sozialversicherung Juli 2022 
 

Steuerart Fälligkeit 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag  11.07.20222 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, 

Solidaritätszuschlag 

 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag  entfällt 

Umsatzsteuer  11.07.20224 

Ende der Schonfrist obiger 

Steuerarten bei Zahlung 

durch: 

Überweisung5  14.07.2022 

Scheck6  11.07.2022 

Sozialversicherung7  27.07.2022 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 

zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 

zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat. 

2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung 

für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 

Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 

erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es 

sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu 

vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. 

Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.07.2022, jeweils 0 Uhr) vorliegen. 

Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, 

sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbe-

sondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

8  


